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§59
gegenstandslos

Dritter Teil
Institutionelle Förderung 

der beruflichen Rehabilitation

§60
Förderungsgrundsatz

(1) Die Arbeitsverwaltung kann Zuwendungen für den Aufbau, die 
Erweiterung, die Ausstattung, in besonderen Ausnahmefällen auch für 
die Unterhaltung von Einrichtungen oder Teilen von Einrichtungen 
gewähren, die der beruflichen Rehabilitation dienen. In eine Förde­
rung können nur solche Vorhaben einbezogen werden, die im 
Rahmen der überregionalen Planung mit dem Minister für Arbeit und 
Soziales und den obersten Landesbehörden (bis zur Berufung der 
Landesbehörden übernehmen die zuständigen Stellen der Räte der 
Bezirke diese Aufgabe) abgestimmt worden sind (§ 62 AFG). Die 
Beiräte der Arbeitsämter und der Beirat der Zentralen Arbeitsverwal­
tung sind vor Einbeziehung in die Planung zu beteiligen. Die 
Zuwendungen sollen dem Anteil der Verpflichtung der Arbeitsver­
waltung im jeweiligen Bereich entsprechen.

(2) Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. Eine Zuwen­
dung kann nur gewährt werden, wenn ein Bedarf an dieser Einrich-

, tung fest^stellt, die Deckung der Kosten des laufenden Betriebs 
gesichert ist und Haushaltsmittel zur Verfügung stehen.

(3) Die Förderung setzt voraus, daß sich der Träger einer 
Einrichtung in angemessenem Umfang mit eigenen Mitteln an den 
Kosten beteiligt.

(4) Die Arbeitsverwaltung darf Zuwendungen nur gewähren, soweit 
nicht der Träger oder ein Dritter verpflichtet ist, die Kosten zu tragen.

(5) Die Gewährung von Zuwendungen setzt voraus, daß die 
Arbeitsverwaltung berechtigt ist, in der Einrichtung Maßnahmen 
durchzuführen oder durchführen zu lassen und daß ihr hinreichender 
Einfluß auf die Tätigkeit der Einrichtung eingeräumt wird.

§61
Förderungsrahmen

(1) Im Rahmen von § 50 Abs. 1 AFG können die’notwendigen Bau- 
und Ausstattungsinvestitionen sowie Kosten der Unterhaltung als 
förderungsfähig berücksichtigt werden.

(2) Ausstattungsinvestitionen umfassen Erst-, Ergänzungs- und 
Ersatzbeschaffungen. Ersatzbeschaffungen können nur dann geför­
dert werden, wenn zumutbare Rückstellungen des Trägers der 
Einrichtung zur Sicherstellung von Ersatzbeschaffungen die entste­
henden Aufwendungen nicht decken und die Fortführung einer 
Maßnahme oder die Erhaltung eines Arbeitsplatzes deshalb nicht 
gewährleistet ist.

(3) Investitionen in erforderlichem Umfang sind auch förderungsfä­
hig für

a) begleitende Dienste,
b) Internate und Wohnheime,
c) Nebeneinrichtungen.

§62
Zuwendungen für Entwicklung und Weiterentwicklung

Für Maßnahmen der beruflichen Bildung Behinderter i. S. dieser 
Anordnung, die in förderungsfähigen oder für förderungsfähige 
Einrichtungen durchgeführt werden, können Zuschüsse gewährt 
werden, wenn die Maßnahmen der Entwicklung oder Weiterentwick­
lung von Lehrgängen, Lehrprogrammen und Lehrmethoden dienen. 
Hierzu zählen auch Vorbereitungs- und Koordinationsarbeiten, die 
erforderlich sind, um Maßnahmen der beruflichen Bildung Behinder­
ter zu ermöglichen oder zu vereinheitlichen.

§63
Zuwendungen

(1) Zuwendungen können als Darlehen, Zinszuschüsse zur Verbilli­
gung von Fremdmitteln oder als andere Zuschüsse gewährt werden.

(2) Die Art der Zuwendung soll nach dem Umfang der Verpflich­
tung der Arbeitsverwaltung im individuellen Förderungsbereich 
bestimmt werden.

§64
Darlehensbedingungen

(1) Die Darlehen sind jährlich mit 2 vom Hundert zu verzinsen und
1. bei Finanzierung von Bauinvestitionen mit mindestens 4 vom 

Hundert unter Zuwachs der eingesparten Zinsen,
2. bei Finanzierung von Ausstattungsinvestitionen mit mindestens 

10 vom Hundert unter Zuwachs der eingesparten Zinsen
zu tilgen. Es können bis zu zwei tilgungsfreie Jahre vorgeschaltet 
werden. .

(2) Der Leiter der Zentralen Arbeitsverwaltung kann im besonde­
ren Einzelfall und zur Vermeidung unbilliger Härten Ausnahmen von 
Absatz 1 mit Zustimmung des Beirates der Zentralen Arbeitsverwal­
tung zulassen.

§65
\

Förderungsfähige Einrichtungen

(1) Die Arbeitsverwaltung kann Zuwendungen gewähren für 
bestehende oder neu zu errichtende Einrichtungen, die der beruflichen 
Bildung Behinderter dienen und über die notwendige Ausstattung zur 
rehabilitationsbegleitenden Betreuung Behinderter verfügen oder 
eine derartige Ausstattung vorsehen.

(2) Gefördert werden können auch Einrichtungen, die im Anschluß 
oder neben der medizinischen Phase der Rehabilitation zeitgerechte 
Maßnahmen zur Vorbereitung der beruflichen Bildung Behinderter 
durchführen.

(3) Werkstätten für Behinderte können nur gefördert werden, wenn 
sie die Voraussetzungen von § 54 SchwbG erfüllen und nach § 57 
Absatz 3 SchwbG voraussichtlich anerkannt werden.

§66
Förderungsvoraussetzungen

(1) Die Förderung der Einrichtung setzt voraus, daß sie bereit und 
geeignet ist, Maßnahmen durchzuführen, die den Voraussetzungen 
der §§ 23 und 23a entsprechen.

(2) Werkstätten für Behinderte können nur gefördert werden, wenn 
sie nach Zielsetzung und Ausgestaltung den Anforderungen der 
Werkstättenverordnung zum Schwerbehindertengesetz (SchwbWV) 
entsprechen.
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